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66 Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 3a des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüf-
ung (UVPG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 25. Juni 2005 (BGBl. I. S.1745), 
zuletzt geändert durch Art. 1 des Öffentlich-
keitsbeteiligungsgesetzes vom 09.12.2006 
(BGBl. I 2006,  S. 2819)  

 

Die ThyssenKrupp Electrical Steel GmbH hat mit Schrei-
ben vom Juni 2008 dargelegt, dass sie beabsichtigt das 
Gleis 14 sowie eine Gleiskreuzung zurückzubauen. Dar-
über hinaus soll die DKW 9 mit einer EW innerhalb des 
an den Bahnhof Gelsenkirchen-Schalke angeschlossenen 
Anschlussgleises ausgetauscht werden. 

Das beantragte Vorhaben unterfällt der Anlage 1 Ziffer 
14.8 UVPG. Aufgrund einer allgemeinen Vorprüfung des 
Einzelfalles nach § 3 c UVPG wird gemäß § 3 a UVPG  
festgestellt, dass für das beabsichtigte Bauvorhaben keine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung besteht, da von den Vorhaben keine er-
heblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten 
sind. 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung 
gemäß § 3a Satz 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar ist. 
Die dieser Feststellung zugrunde liegende Unterlagen 
können auf Antrag nach den Bestimmungen des Umwelt-

informationsgesetzes bei der Bezirksregierung Münster, 
Domplatz 6-7, 48143 Münster eingesehen werden. 

Münster, 22.01.2010 
Bezirksregierung Münster 
Az. 25.17.01.04 (11/2008) 

Im Auftrag 
gez. Dagmar Richter 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 37 

 

67 Kündigung der öffentlich-rechtlichen Verein-
barung zwischen der Stadt Münster und der 
Gemeinde Havixbeck über die Durchführung 
des Schülerfreistellungsverkehrs in der Ge-
meinde Havixbeck  

 

Die Stadt Münster hat mit Datum vom 30.12.2009 die 
öffentlich-rechtliche Vereinbarung mit der Gemeinde 
Havixbeck über die Durchführung des Schülerfreistell-
ungsverkehrs in der Gemeinde Havixbeck vom 
29.03.1999 gekündigt.  

Die Kündigung wird gemäß § 29 Abs. 4 i. V. m. § 24 
Abs. 2 S. 1 GkG genehmigt und entsprechend § 5 der öff-
entlich-rechtlichen Vereinbarung am 01.08.2010 
wirksam. 
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B e k a n n t m a c h u n g 

Die Kündigung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 
und meine Genehmigung werden hiermit gemäß § 24 
Abs. 3 GkG bekannt gemacht.  

 

Münster, den 25.01.2010 
Bezirksregierung Münster 

Az.: 31.1.6-MS-02/09 
Im Auftrag 

Gez. Plätzer 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 37 – 38 

 

 

68 Unterhaltung von Wettannahmestellen 

 

Dem Buchmacher Herrn Alfred Konopa, Jesse-Owens-
Str. 4, 48301 Nottuln, habe ich gemäß § 2 Absatz 2 
Rennwett- und Lotteriegesetz unter dem Vorbehalt des 
jederzeitigen Widerrufs gestattet, bis zum 31. Mai 2011 
eine Wettannahmestelle in den Geschäftsräumen 
Scherlebecker Str. 345, 45701 Herten, für die 
Vermittlung von Pferdewetten zu unterhalten.“ 

Münster, 25. Jan. 2010 
Bezirksregierung Münster 

 - 21.03.01.01- 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 38 

 

69 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG)  

 

Die Amprion GmbH plant zur Vermeidung von Netz-
engpässen im nördlichen Ruhrgebiet den Neubau und Er-
satzneubau von 8 Masten auf einer Länge von 2,8 km  
inkl. Provisorien in den Städten Gelsenkirchen, Herne 
und Herten, um das 380-kV-Netz zur Erhöhung des 
Transportquerschnitts in Ost-West-Richtung zu er-
weitern.  

Die Baumaßnahme umfasst die Neuerrichtung und den 
Betrieb von Mast Nr. 9 B, den Ersatzneubau von Mast 
109 A für Mast 9 A an geringfügig verschobenem Stand-
ort auf dem Gebiet der Stadt Herne an der 220-/380- kV-
Hochspannungsleitung Bismarck-Pkt. Wanne, Bl. 4533.  

Im weiteren Verlauf der Leitungsführung werden die 
Masten 10,12,13,14,15 und 16 der 220-/380-kV-Hoch-
spannungsfreileitung Pkt. Wanne - KW Herne, Bl. 4544 
durch die Masten 1010 auf dem Gebiet der Stadt Gelsen-
kirchen, 1012, 1013, 1014, 1015 und 1016 auf dem Ge-
biet der Stadt Herten ersetzt. Die Standorte der Masten 
werden bis auf geringfügige Verschiebungen bei Mast 
1014 und 1015 beibehalten. 

Um den gesicherten Betrieb des Kraftwerkes Herne zu 
gewährleisten, wird über einen geschätzten Zeitraum von 
ca. 2 Monaten ein 220-kV-Provisiorium mit 6 Masten er-
richtet. Die Maste P1 und P2 der 110-/220-/380-kV-
Hochspannungsfreileitung Bochum – Pkt. Wanne, BL. 
4358 stehen westlich der Umspannanlage „Wanne“ und 
die Masten P1 – P4 der 220-/380-kV- Hochspannungs-

freileitung Pkt. Wanne – KW Her-ne, Bl. 4544, stehen im 
Bereich des geplanten Masten 1010. 

Für alle betroffenen Masten sind Plattenfundamente von 
9,30 x 9,30 m bis 12.00 x 12,00 m vorgesehen. Die Platt-
enfundamente werden bis auf die an jedem Masteckstiel 
über die Erdoberkante herausragenden zylinderförmigen 
Betonköpfe mit einer 1,2 m dicken Bodenüberdeckung 
versehen. Die Provisorienmaste werden mit Hilfe von 
Ankern abgespannt und befestigt.  

Das beantragte Vorhaben unterfällt der Anlage 1 Ziffer 
19.1.4 UVPG. Aufgrund einer standortbezogenen Vor-
prüfung des Einzelfalls nach § 3 c UVPG wird festge-
stellt, dass für das beabsichtigte Vorhaben keine Ver-
pflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht, da von dem Vorhaben keine erheb-
lichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten 
sind. 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung 
gemäß § 3a Satz 3 UVPG nicht selbstständig anfechtbar 
ist. Die der Feststellung zugrunde liegenden Unterlagen 
können auf Antrag nach den Bestimmungen des Umwelt-
informationsgesetzes bei der Bezirksregierung Münster, 
Domplatz 6-7, 48143 Münster eingesehen werden. 

Münster, 27.01.2009 
Bezirksregierung Münster 

Az. 25.05.01.03-10/09 
 

Im Auftrag 
gez. Wecke-Behnert 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 38 

 

70 Bekanntmachung gemäß § 3 a des Umweltver-
träglichkeitsprüfungsgesetzes (UVPG) 

 

Das Zementwerk Ennigerloh der HeidelbergCement AG, 
59320 Ennigerloh, hat einen Antrag zur wesentlichen Än-
derung einer Anlage zur Herstellung von Zementklinkern 
und Zementen auf dem Grundstück Nordring 1, 59320 
Ennigerloh, Gemarkung Ennigerloh, Flur 8, Flurstücke 
11/65/93, vorgelegt. 

Gegenstand des Antrages ist  der Einsatz von bis zu 1.000 
kg/h Sauerstoff in der Hauptfeuerung der Drehofenan-
lage. 

Mit dieser Maßnahme soll eine höhere energetische Aus-
nutzung der eingesetzten Brennstoffe und des genehmig-
ten Sekundärbrennstoffanteils erzielt werden. 

Eine Erhöhung der genehmigten Einsatzmenge an 
Sekundärbrennstoffen von bis zu  90 % der Feuerungs-
wärmeleistung der Drehofenanlage sowie eine Erhöhung 
der genehmigten Klinkerproduktion von 3.500 t/d ist mit 
der geplanten Maßnahme nicht verbunden. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 
beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 
Vorschriften. 

Für die Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren 
(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer Um-
weltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 3 a - c des 
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Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung durch-
geführt. 

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es 
einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als unselb-
ständiger Teil des Genehmigungsverfahrens nicht bedarf. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt in ent-
sprechender Anwendung des § 10 Abs. 3 Satz 1 des 
BImSchG. 

Münster, den 27.01.2010 
Bezirksregierung Münster 

500-0055819/0004.V 
Im Auftrag 

gez. Manfred Böker 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 38 - 39 

 

71 Ordnungsbehördliche Verordnung zur Aus-
weisung des Gebietes „Knollmanns Meerkott“ 
Städte Ibbenbüren und Hörstel, Kreis 
Steinfurt, im Regierungsbezirk Münster, als 
Naturschutzgebiet 

 

Präambel  

Diese Verordnung umfasst das Naturschutzgebiet „Knoll-
manns Meerkott“. Das 11,6 ha große Gebiet liegt un-
mittelbar nördlich des Herthasees an der Gemeindegrenze 
zwischen Ibbenbüren und Hörstel. Naturräumlich ist es 
der Plantlünner Sandebene zuzuordnen. Es umfasst zwei 
durch Erdfälle entstandene Heideweiher, die heute von 
Feuchtgrünland umgeben sind. Knollmanns Meerkott 
wurde erstmals 1989 als Naturschutzgebiet ausgewiesen. 

Der westliche Weiher ist annähernd kreisrund. Die 
flachen Ufer des durch Verlandung geschrumpften Ge-
wässers sind mit Binsen und weiter landwärts mit Hoch-
stauden bewachsen. Der im Nordosten liegende Weiher 
ist durch eine Verlandungsinsel hufeisenförmig ausgebil-
det. Am Uferrand wachsen Hochstauden und Großseg-
gen, an die sich ein feuchter Birken- bzw. Erlenbruch mit 
einem hohen Anteil an Totholz anschließt. Zwischen den 
Weihern liegt ein sumpfiger Geländestreifen, bestanden 
mit Weidengebüsch, einem Erlenbruch und überwiegend 
jungem Birkenaufwuchs. Die Gewässer sind durch einen 
mit Hochstauden bewachsenen Graben verbunden, der 
ganzjährig Wasser führt. Das Feuchtgrünland um die Erd-
fallseen wird extensiv genutzt. 

Im Gebiet befinden sich über 20 Rote Liste-Pflanzen-
arten. Zu nennen sind die Vorkommen stark gefährdeter 
und gefährdeter Arten wie Moor-Bärlapp, Sonnentau, 
Schmalblättriges Wollgras, Südlicher Wasserschlauch 
und Sumpf-Veilchen sowie sieben gefährdeter Seggen-
arten. 

Wichtige Ziele der Schutzgebietsausweisung sind der Er-
halt der Erdfallseen als Lebensraum für Amphibien, Li-
bellen und Schmetterlinge sowie die Entwicklung natur-
naher Waldbestände. Die Schutzausweisung soll darüber 
hinaus dem Erhalt und der Förderung der Moorvegetation 
und des Feuchtgrünlandgürtels sowie der Sicherung und 
Verbesserung von Biotopverbundfunktionen in einer 
durch anthropogene Nutzung geprägten Landschaft die-
nen. 

Mit dieser Verordnung werden die Vorgaben des Region-
alplanes, Teilabschnitt Münsterland, mit der Darstellung 
eines „Bereiches für den Schutz der Natur“ konkretisiert 
und erfüllt. 

Inhalt 

Rechtsgrundlagen 

§ 1   Schutzgebiet 

§ 2   Schutzzweck und Schutzziel 

§ 3   Allgemeine Verbotsregelungen 

§ 4   Jagdliche Regelungen 

§ 5   Nicht betroffene Tätigkeiten 

§ 6   Befreiungen 

§ 7   Gesetzlich geschützte Biotope 

§ 8   Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften 

§ 9   Verfahrens- und Formvorschriften 

§ 10  Inkrafttreten 

Anlagen: I Übersichtskarte im Maßstab 1 : 25.000  

  II Detailkarte im Maßstab 1 :  5.000   

 

Rechtsgrundlagen 

Aufgrund  

- des § 42 a Abs. 1 und 3 in Verbindung mit den §§ 20 
und 34 Abs. 1 des Gesetzes zur Sicherung des Naturhaus-
halts und zur Entwicklung der Landschaft (Landschafts-
gesetz – LG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21.07.2000 (GV. NRW. S. 568), zuletzt geändert durch 
Artikel I des Gesetzes vom 19.06.2007 (GV. NRW. S. 
226), 

- der §§ 12, 25 und 27 des Gesetzes über Aufbau und 
Befugnisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbehörden-
gesetz – OBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13.05.1980 (GV. NRW. S. 528), zuletzt geändert durch 
Artikel 73 vom 05.04.2005 (GV. NRW. S. 274), 

- des § 20 Abs. 1 Landesjagdgesetz (LJG-NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 07.12.1994 (GV. 
NW. 1995 S. 2, ber. 1997 S. 56), zuletzt geändert durch 
Artikel IV des Gesetzes vom 19.06.2007 (GV. NRW. S. 
226) und 

wird - hinsichtlich der Regelungen der Ausübung der 
Jagd im Einvernehmen mit der Oberen Jagdbehörde des 
Landes NRW - verordnet:  

§ 1 

Schutzgebiet 

(1) Das Naturschutzgebiet „Knollmanns Meerkott“ ist 
11,6 ha groß und liegt im Kreis Steinfurt im Gebiet der 
Städte Ibbenbüren und Hörstel, Gemarkungen Ibben-
büren und Hörstel. 

Die Lage des Gebietes ist in der Karte 

- im Maßstab 1 : 25.000 (Anlage I, Übersichtskarte)  

und die genaue Abgrenzung des Gebietes in der Karte 

- im Maßstab 1 : 5.000 (Anlage II, Detailkarte) 

dargestellt. 
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Das Naturschutzgebiet umfasst folgende Flurstücke: 

Gemarkung Ibbenbüren 

Flur 91  Flurstücke  7 

 

Gemarkung Hörstel 

Flur 5  Flurstücke 9, 11 

Die Anlagen I und II sind Bestandteile dieser Verord-
nung.  

 

(2) Diese Verordnung mit Anlagen kann während 
der Dienststunden bei folgenden Behörden eingesehen 
werden:  

 

a)   Bezirksregierung Münster 

- Höhere Landschaftsbehörde - 

Domplatz 1 – 3 

48143 Münster 

 

b)   Landrat des Kreises Steinfurt 

- Untere Landschaftsbehörde - 

Dienstgebäude Tecklenburg 

Landrat-Schultz-Straße 1 

49545 Tecklenburg 

 

c)   Bürgermeister der Stadt Ibbenbüren 

Alte Münsterstraße 16 

49477 Ibbenbüren 

 

d)   Bürgermeister der Stadt Hörstel 

Kalixtusstr. 6,  

48477 Hörstel. 

 

§ 2 

Schutzzweck und Schutzziel 

(1) Das in § 1 näher bezeichnete Gebiet wird als Natur-
schutzgebiet gemäß § 20 LG ausgewiesen. 

(2) Die Unterschutzstellung erfolgt  

a) zur Erhaltung, Förderung und Wiederherstellung von 
Lebensgemeinschaften oder Biotopen wildlebender Tier- 
und Pflanzenarten; insbesondere zur Erhaltung und Ent-
wicklung von seltenen und gefährdeten Pflanzengesell-
schaft des offenen Wassers, typischer Verlandungskom-
plexe, feuchter Wälder und Gebüsche, naturnaher Wald-
bestände und der Erhalt und die Förderung der Moor-
vegetation sowie des feuchten Grünlandes mit ihren 
daran angepassten Tier- und Pflanzenarten; 

b) zur Erhaltung und Entwicklung von durch Erdfälle ent-
standene Stillgewässer; 

c) zum Erhalt und zur Sicherung der natürlichen Gelände-
morphologie einschließlich der gebietstypischen Boden-
strukturen und zur Sicherung des natürlichen Grund- und 
Bodenwasserhaushalts; 

d) wegen der Bedeutung des Gebietes als Refugium für 
wildlebende Tiere und Pflanzen und Teil eines Biotop-
verbundkomplexes in einer durch anthropogene Nutzun-
gen geprägten Umgebung; 

e) aus naturwissenschaftlichen, natur- und landeskund-
lichen sowie natur- und erdgeschichtlichen Gründen und 
wegen der biogeographischen Bedeutung; 

f) wegen der Seltenheit und besonderen Eigenart des Ge-
bietes, insbesondere wegen der hohen Strukturvielfalt 
und des daraus resultierenden, kleinteilig ausgeprägten 
Standortmosaiks;  

g) zur Sicherung des Naturhaushaltes und zur Abwehr 
schädlicher Einwirkungen und negativer Veränderungen 
ökologischer Zusammenhänge. 

(3) Die über die Verordnungsdauer hinausgehende, lang-
fristige Zielsetzung für das Gebiet umfasst insbesondere 
die Sicherung und den Erhalt der permanent Wasser führ-
enden, ungenutzten Stillgewässer inklusive der Verland-
ungsstadien und ihre Entwicklung als Lebensraum für 
Amphibien, für Schmetterlinge und für Libellen sowie 
die Entwicklung von Waldlebensgemeinschaften. Zur 
Sicherung eines naturraum- und standorttypischen 
Wasser- und Nährstoffhaushaltes sind Grundwasserab-
senkung und Eutrophierung zu vermeiden. 
 

§ 3 

Allgemeine Verbotsregelungen 

(1) In dem Naturschutzgebiet sind, soweit der nachfol-
gende Absatz 2 und die §§ 4 und 5 dieser Verordnung 
nicht etwas Anderes bestimmen, alle Handlungen verbot-
en, die zu einer erheblichen oder nachhaltigen Beein-
trächtigung oder Störung oder zu einer Zerstörung, Be-
schädigung oder Veränderung des Naturschutzgebietes 
oder seiner Bestandteile führen können (Verschlechter-
ungsverbot). 

(2) In dem geschützten Gebiet ist es insbesondere verbo-
ten: 

1. bauliche Anlagen zu errichten, zu ändern oder deren 
Nutzung zu ändern, auch wenn dafür keine Planfest-
stellung, Genehmigung oder Anzeige erforderlich ist; 

Begriffsbestimmung: 

Bauliche Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind die in 
§ 2 Abs. 1 Bauordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (BauO NRW) vom 01.03.2000 (GV. NRW. S. 256) 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. 
Dezember 2007 (GV. NRW. S. 708) in der jeweils gel-
tenden Fassung definierten Anlagen, hierzu zählen auch 
Stege, Camping- und Wochenendplätze, Viehhütten, 
Jagdkanzeln, offene Hochsitze und Ansitzleitern sowie 
Verkehrsanlagen, Wege und Plätze einschließlich deren 
Nebenanlagen; 

          unberührt bleibt die Errichtung von Ansitzleitern. 

Ausnahme: 



 Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster 41 

Für die Errichtung von offenen Hochsitzen und Jagdkan-
zeln (einschließlich mobiler Jagdkanzeln) erteilt die Un-
tere Landschaftsbehörde auf Antrag eine Ausnahmege-
nehmigung, soweit diese nach Standort und Gestaltung 
dem Schutzzweck und Schutzziel nicht entgegen stehen;  

Hinweis:  

Das Erfordernis, vor Errichtung einer jagdlichen Einrich-
tung die Erlaubnis des Flächeneigentümers einzuholen, 
bleibt bestehen; 

2. Leitungen aller Art einschließlich ober- und unterir-
discher Ver- und Entsorgungseinrichtungen und Fernmel-
deeinrichtungen anzulegen oder zu ändern; 

Ausnahme:  

Die Unterhaltung von Ver- und Entsorgungsleitungen 
einschließlich Fernmeldeeinrichtungen sind außerhalb der 
vom 15.03. bis 15.06. währenden Brutzeit ausgenommen, 
sofern die Maßnahme der Unteren Landschaftsbehörde 
vorher angezeigt wird und diese nicht binnen eines Mo-
nats hier gegen Bedenken erhebt; 

 

3. Zäune, Absperrungen und andere Einfriedungen ohne 
Einvernehmen mit der Unteren Landschaftsbehörde anzu-
legen oder zu ändern; 

unberührt bleibt die Errichtung und Unterhaltung 
ortsüblicher Weidezäune oder Forstkulturzäunen, 
sofern keine Befestigung an Bäumen erfolgt;  

 

4. Werbeanlagen, Werbemittel, Schilder, Beschriftungen 
oder Beleuchtungen zu errichten, anzubringen oder zu 
verändern; 

unberührt bleibt die Erneuerung bestehender Hin-
weistafeln in bestehender Art und Größe, die Er-
richtung oder das Anbringen behördlich ge-
nehmigter Schilder oder Beschriftungen soweit 
sie ausschließlich auf den Schutzzweck des Ge-
bietes hinweisen oder Warntafeln dienen; 

 

5. Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen, Zelte oder 
ähnliche, dem zeitweiligen Aufenthalt von Menschen 
dienende Anlagen sowie Warenautomaten aufzustellen; 
Kraftfahrzeuge, Wohnwagen, Wohnmobile oder Wohn-
container abzustellen oder Stellplätze für sie anzulegen; 

 

6. Camping-, Zelt-, Picknick- oder Lagerplätze anzu-
legen; zu lagern, zu zelten, zu grillen oder Feuer zu ma-
chen; 

 

7. Motor-, Wasser-, Eis-, Schieß-, Luft- und Modellsport 
auszuüben und Modellfahrzeuge jeglicher Art zu betrei-
ben und hierfür Anlagen zu errichten; 

 

8. Gewässer (einschließlich Fischteiche) neu anzulegen, 
fließende oder stehende Gewässer einschließlich ihrer 
Ufer zu verändern, zu beseitigen, in eine intensivere 
Nutzung zu überführen oder hinsichtlich ihrer sonstigen 
Eigenschaften nachteilig zu verändern;  

 

9. Gewässer fischereilich zu nutzen; 

 

10. Entwässerungs- und andere, den Wasserhaushalt des 
Gebietes verändernde Maßnahmen vorzunehmen sowie 
den Grundwasserstand abzusenken (z.B. durch 
Neuanlage von Gräben oder Dränagen);  

 

11. Gewässer zu düngen, zu kalken oder mechanische, 
physikalische, chemische und biologische Veränderungen 
durchzuführen, die die Beschaffenheit bzw. die Ökologie 
der Gewässer negativ beeinträchtigen können; 

 

12. Gewässer mit Fahrzeugen aller Art zu befahren, in 
Ihnen zu baden oder ihre Eisflächen zu betreten bzw. zu 
befahren; 

unberührt bleibt das Betreten der Eisfläche zum 
Bergen von Wild im Rahmen der ordnungsge-
mäßen Ausübung der Jagd; 

13. Wege, Straßen und Plätze anzulegen  

 

14. die Flächen zu betreten oder zu befahren sowie Fahr-
zeuge darauf abzustellen; 

 

unberührt bleiben: 

a) das Betreten und Befahren im Rahmen der ord-
nungsgemäßen Unterhaltung der Fläche inklusive 
der Stillgewässer sowie das Betreten und Befah-
ren im Rahmen der Gewässerunterhaltung, 

b) das Betreten im Rahmen der ordnungsgemäßen 
Ausübung der Jagd und das Befahren zur Ver-
sorgung des kranken oder verletzten Wildes 
gemäß § 22 a Abs. 1 Bundesjagdgesetz (BJagdG) 
vom 29.09.1976 (BGBl. I S. 2849) zuletzt geän-
dert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 26. März 
2008 (BGBl. I S. 426) in der jeweils gültigen 
Fassung und zur Bergung des erlegten Wildes so-
wie das Befahren zur Errichtung, Unterhaltung 
und Beseitigung von Ansitzleitern, offenen Hoch-
sitzen und Jagdkanzeln; 

c) das Betreten im Rahmen der ordnungsgemäßen 
Ausübung der Imkerei soweit es nicht an anderer 
Stelle dieser Verordnung und insbesondere durch 
§ 3 Abs. 2 Nr. 17 b) eingeschränkt ist; 

d) das Betreten und Befahren durch den Eigen-
tümer oder Nutzungsberechtigten, 

e) das Betreten und Befahren zur Durchführung 
behördlicher Überwachungsaufgaben und Unter-
haltungsmaßnahmen; 

 

15. Hunde unangeleint laufen zu lassen sowie Hunde-
sportübungen, -ausbildungen und -prüfungen durchzu-
führen; 

 

unberührt bleibt der Einsatz von Jagdhunden im 
Rahmen der ordnungsgemäßen Ausübung der 
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Jagd, jedoch nicht die Ausbildung von Jagdhun-
den; 

 

16. wildlebende Tiere zu füttern, ihnen nachzustellen, sie 
zu beunruhigen, zu fangen, zu verletzen oder zu töten; 
Puppen, Larven, Eier und sonstige Entwicklungsformen 
sowie Nester oder sonstige Nist-, Brut-, Wohn- und Zu-
fluchtsstätten dieser Tiere der Natur zu entnehmen, sie zu 
beschädigen oder zu zerstören sowie diese Tiere durch 
Lärmen, Aufsuchen, Fotografieren, Filmen oder ähnliche 
Handlungen zu stören; 

 

unberührt bleibt die ordnungsgemäße Ausübung 
der Jagd, soweit dies nicht an anderer Stelle die-
ser Verordnung und insbesondere durch die §§ 3 
und 4 eingeschränkt ist; 

 

17. Tiere, Bäume, Sträucher oder sonstige Pflanzen oder 
entwicklungsfähige Pflanzenteile einzubringen, anzusie-
deln bzw. auszusetzen; 

 

unberührt bleiben  

a) die ordnungsgemäße Forst- oder Landwirtschaft unter 
Beachtung der Grundsätze der guten fachlichen Praxis 
sowie die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd, soweit 
dies nicht nach § 4 dieser Verordnung eingeschränkt oder 
verboten ist, 

b) die ordnungsgemäße Ausübung der Imkerei, sofern die 
Standorte für das Aufstellen von Bienenhäusern oder Bie-
nenvölkern in mobilen Anlagen mit der unteren Land-
schaftsbehörde abgestimmt sind; 

 

18. Erstaufforstungen vorzunehmen sowie Sonderkul-
turen, wie z.B. Weihnachtsbaum- oder Schmuckreisig-
kulturen, Kurzumtriebsplantagen oder Baumschulen an-
zulegen; 

 

19. Bäume, Sträucher oder sonstige wildwachsende 
Pflanzen sowie Pilze ganz oder in Teilen zu beschädigen, 
zu beseitigen, auszugraben oder Teile davon abzutrennen 
oder auf andere Weise in ihrem Wachstum oder Bestand 
zu beeinträchtigen. Als Beschädigung gilt auch das Ver-
letzen des Wurzelwerkes (z.B. durch Pflügen) oder der 
Rinde und jede Handlung, die geeignet ist, das Wachstum 
und die Entwicklung zu beeinträchtigen; 

 

unberührt bleibt die ordnungsgemäße Forst- oder 
Landwirtschaft unter Beachtung der Grundsätze 
der guten fachlichen Praxis; 

 

20. Wiederaufforstungen bestehender Waldflächen und 
Nachpflanzungen von Gehölzen und Hecken mit nicht 
zur potenziell natürlichen Vegetation gehörenden Pflan-
zen vorzunehmen sowie Pflanzmaterial ungeeigneter 
Herkünfte zu verwenden; 

 

21. Aufschüttungen, Verfüllungen, Abgrabungen, Aus-
schachtungen oder Sprengungen sowie andere die Boden-
gestalt verändernde Maßnahmen durchzuführen und 
Boden- oder Gesteinsmaterial zu entnehmen, zu gewin-
nen oder aus dem Gebiet zu entfernen; 

 

22. Pflanzenschutzmittel (inklusive Schädlingsbekämpf-
ungsmittel und Bodenbehandlungsmittel) oder sonstige 
Biozide, Düngemittel oder Abfallstoffe aller Art (inklu-
sive Grün- und Gartenabfällen sowie Heu- und Silagebal-
len), Boden, Bauschutt, Altmaterial sowie andere land-
schaftsfremde flüssige oder feste Stoffe oder landschafts-
fremde Gegenstände, die geeignet sind das Landschafts-
bild oder den Naturhaushalt zu beeinträchtigen oder zu 
gefährden, kurzfristig oder auf Dauer zu lagern, auf- bzw. 
einzubringen, in Gewässer oder in das Grundwasser ein-
zuleiten oder sich ihrer in anderer Weise zu entledigen; 

 

22. die bislang land-, forst- und fischereiwirtschaftlich 
nicht genutzte Fläche in jeglicher Art und Weise zu 
bewirtschaften; 

 

23. Grünland umzuwandeln oder umzubrechen. 

 

§ 4 

Jagdliche Regelungen 

 

(1) Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es 
verboten: 

 

1. Wildfütterungsanlagen, Wildäsungsflächen, Wildäcker 
und Wildfütterungsplätze einschließlich Kirrungen anzu-
legen; 

Hinweis:  

Die Verordnung über die Bejagung, Fütterung und Ki-
rrung von Wild (Fütterungsverordnung) vom 23.01.1998 
(GV. NRW. S. 186, 380),  in der jeweils gültigen Fassung, 
ist zu beachten; 

 

2. Wildfütterungen – auch in Notzeiten - vorzunehmen; 

 

3. jagdbare Tiere auszusetzen; 

 

4. „Kunstbauten“ (z. B. zur Fuchsbejagung) anzulegen. 

 

Ausnahme:  

Die Untere Landschaftsbehörde erteilt auf Antrag eine 
Ausnahme, sofern Standort und Anzahl sowie der Zeit-
punkt dem Schutzzweck und Schutzziel  nicht entgegen-
stehen. 
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§ 5 

Nicht betroffene Tätigkeiten 

 

Unberührt von den Verboten dieser Verordnung bleiben:  

 

1. von der Unteren Landschaftsbehörde angeordnete, ge-
nehmigte oder selbst durchgeführte Pflege-, Entwick-
lungs- und Sicherungsmaßnahmen; 

 

2. sonstige bei Inkrafttreten dieser Verordnung recht-
mäßig ausgeübte Nutzungen und Befugnisse, die War-
tung und Unterhaltung sowie der notwendige Ersatz be-
stehender Anlagen, einschließlich Gewässer, sofern diese 
Verordnung keine andere Regelung enthält (für die War-
tung und Unterhaltung von Versorgungsleitungen, Stra-
ßen und Wege siehe insbesondere § 3 Abs. 2 Nr. 2 und 14 
dieser VO); 

 

3. die zur Abwendung von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung oder zur Beseitigung eines Not-
standes erforderlichen Maßnahmen. Der Träger der Maß-
nahmen hat die Untere Landschaftsbehörde unverzüglich 
zu unterrichten; 

 

4. die ordnungsgemäße Ausübung der Land- und Forst-
wirtschaft unter Beachtung der Grundsätze der guten 
fachlichen Praxis sowie der Imkerei in der bisherigen Art 
und im bisherigen Umfang unter Beachtung der Regel-
ungen der §§ 3 und 4; 

 

5. die Vornahme gesetzlich vorgeschriebener Maßnah-
men. Zeit und Umfang dieser Maßnahmen sind mit der 
Unteren Landschaftsbehörde abzustimmen; 

 

6. die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd und Maßnah-
men des Jagdschutzes gemäß § 23 BJagdG in V. m. § 25 
Abs. 1 LJG-NRW und unter Beachtung der Regelungen 
in den §§ 3 und 4;  

 

7. die Durchführung von Exkursionen und wissenschaft-
lichen, ökologischen Untersuchungen nach vorheriger 
Zustimmung von der Unteren Landschaftsbehörde. 

Hinweis: 

Die Rechte des Eigentümers der Flächen werden hier-
durch nicht berührt. 

§ 6 

Befreiungen 

 

Von den Verboten dieser Verordnung kann die Untere 
Landschaftsbehörde nach § 69 Abs. 1 LG auf Antrag Be-
freiung erteilen, wenn  

a) die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall  

aa) zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde und 
die Abweichung mit den Belangen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege zu vereinbaren ist oder  

ab) zu einer nicht gewollten Beeinträchtigung von Natur 
und Landschaft führen würde 

oder  

b) überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit 
die Befreiung erfordern. 

 

§ 5 LG gilt entsprechend.  

 

§ 7 

Gesetzlich geschützte Biotope 

Strengere Regelungen des § 62 LG über die gesetzlich 
geschützten Biotope bleiben von den Bestimmungen die-
ser Verordnung unberührt. 

 

§ 8 

Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften 

 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 70 Abs.1 LG handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Verbote dieser 
Verordnung verstößt.  

 

(2) Nach § 71 Abs.1 LG können Ordnungswidrigkeiten 
mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 EUR geahndet wer-
den. 

 

(3) Unabhängig von den Regelungen des Landschaftsge-
setzes wird gemäß § 329 Abs. 3 Strafgesetzbuch (StGB) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.11.1998 
(BGBl. I S. 3322), zuletzt geändert durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 8. April 2008 (BGBl. I S. 666), in der 
jeweils gültigen Fassung, mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wer innerhalb des 
Naturschutzgebietes  

 

1. Bodenschätze oder andere Bodenbestandteile abbaut 
oder gewinnt;  

 

2. Abgrabungen oder Aufschüttungen vornimmt;  

 

3. Gewässer schafft, verändert oder beseitigt;  

 

4. Moore, Sümpfe, Brüche oder sonstige Feuchtgebiete 
entwässert; 

 

5. Wald rodet; 

 

6. Tiere einer im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes 
besonders geschützten Art tötet, fängt, diesen nachstellt 
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oder deren Gelege ganz oder teilweise zerstört oder ent-
fernt; 

 

7. Pflanzen einer im Sinne des Bundesnaturschutzge-
setzes besonders geschützten Art beschädigt oder entfernt 
oder  

 

8. ein Gebäude errichtet  

und dadurch den jeweiligen Schutzzweck nicht uner-
heblich beeinträchtigt. Handelt der Täter fahrlässig, so 
kann eine Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder eine 
Geldstrafe (§ 329 Abs. 4 Nr. 2 StGB) verhängt werden.  

 

§ 9 

Verfahrens- und Formvorschriften 

 

Hinweis gemäß § 42 a Abs. 4 LG: 

 

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landschaftsgesetzes und des Ordnungsbehörden-
gesetzes kann gegen diese Verordnung nur innerhalb 

eines Jahres nach ihrer Verkündung geltend gemacht 
werden, es sei denn, 

a) die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß verkündet 
worden oder  

b) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Bezirksregierung Münster - Höhere Landschaftsbehörde 
– vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel er-
gibt. 

§ 10 

Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tag ihrer 
Verkündung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Münster in Kraft.  

Bezirksregierung Münster  
Höhere Landschaftsbehörde - 
51.1-010-ST/2008.038-NSG  

Knollmanns Meerkott 
Dr. Peter Paziorek 
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Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 39 - 46 
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C: Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen 

72 12. Verbandsversammlung des Regionalver-
bandes Ruhr - Feststellung der Wahrnehmung 
der Amtsgeschäfte 

 

Das geborene Mitglied der 12. Verbandsversammlung 
des Regionalverbandes Ruhr, Herr Ullrich Sierau, hat 
sein Amt als Oberbürgermeister der Stadt Dortmund mit 
Ablauf des 18.01.2010 niedergelegt. Ab dem 19.01.2010 
nimmt die Amtsgeschäfte des Oberbürgerrneisters der 
Stadt Dortmund der allgemeine Vertreter, Herr Siegfried 
Pogadl wahr. Die Amtsgeschäfte als geborenes Mitglied 
der 12. Verbandsversammlung des Regiona!verbandes 
Ruhr nimmt ebenfalls mit Wirkung vom 19.01.2010 
Herr Siegfried Pogadl, Am Tiggesgraben 8, 59423 
Unna, bis zur Durchführung der Neuwahl des Oberbür-
germeisters in der Mitgliedskörperschaft Dortmund wahr. 
 

Essen, 20.01.2010 
Heinz-Dieter Klink 

Regionaldirektor 
Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 47 
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